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A. Landesverwaltungsamt 

 
Öffentliche Bekanntmachung des Referates  

Brand- und Katastrophenschutz, militärische  
Angelegenheiten, Rettungswesen gemäß § 39 (3)  

Rettungsdienstgesetz des Landes Sachsen-Anhalt 
zur Vereinbarung über die Benutzungsentgelte für die 

Leistungen der Luftrettung am Standort  
Landeshauptstadt Magdeburg  

(Primärluftrettung) 
 

Die Vereinbarung für den Standort Magdeburg ist Be-
standteil dieses Amtsblattes und befindet sich im Anlagen-
teil. 
 

---------- 
 

 
Öffentliche Bekanntmachung des Referates  

Brand- und Katastrophenschutz, militärische  
Angelegenheiten, Rettungswesen gemäß § 39 (3)  

Rettungsdienstgesetz des Landes Sachsen-Anhalt 
zur Vereinbarung über die Benutzungsentgelte für die 

Leistungen der Luftrettung am Standort  
Stadt Landsberg/OT Oppin  

(Sekundärluftrettung) 
 
Die Vereinbarung für den Standort Oppin ist Bestandteil 
dieses Amtsblattes und befindet sich im Anlagenteil. 
 

---------- 
 
 



Amtsblatt des Landesverwaltungsamtes Sachsen-Anhalt Nr. 7 vom 16. Juli 2024 

 

99 

Öffentliche Bekanntmachung des Referates  
Kommunalrecht, Kommunale Wirtschaft und  
Finanzen zur Genehmigung des Antrags auf  

Auflösung des Zweckverbandes  
„Nordharzer Städtebundtheater“ 

 
Die Genehmigung ist Bestandteil dieses Amtsblattes und 
befindet sich im Anlagenteil. 
 
Der Zweckverband „Nordharzer Städtebundtheater“ erhielt 
am 25.06.2024 unter dem Az.: 206.6.1-10110-qlb folgen-
den Bescheid: 
 
Mit Bericht vom 15.05.2024, eingegangen am 21.05.2024, 
beantragt der Zweckverband „Nordharzer Städtebundthe-
ater“, unter Vorlage des den in der Verbandsversammlung 
vom 29.11.2023 gefassten Beschlusses, die Genehmi-
gung zur Auflösung des ZV zum 31.12.2024. 
 
Zu diesem Antrag ergeht folgende 
 
Entscheidung 
 
1. Die von der Verbandsversammlung am 29.11.2023 

beschlossene Auflösung des Zweckverbandes „Nord-
harzer Städtebundtheater“ zum 31.12.2024 wird ge-
nehmigt. 

 
2. Für diese Entscheidung werden keine Kosten erhoben. 
 
Im Auftrag 
gez. Kräuter 
 

---------- 
 

Öffentliche Bekanntgabe des Referates  
Immissionsschutz, Chemikaliensicherheit,  

Gentechnik, Umweltverträglichkeitsprüfung zur  
Vorprüfung nach § 9 i.V.m. § 7 des Gesetzes über die 
Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) im Rahmen 

des Genehmigungsverfahrens zum Antrag der 
GLACONCHEMIE GmbH in 06217 Merseburg auf  

Erteilung einer Genehmigung nach § 16 des Bundes-
Immissionsschutzgesetzes zur wesentlichen  

Änderung einer Glycerinaufbereitungsanlage in 
06217 Merseburg, Saalekreis 

 
Die GLACONCHEMIE GmbH in 06217 Merseburg bean-
tragte mit Schreiben vom 24.11.2023 (Posteingang am 
22.12.2023) beim Landesverwaltungsamt Sachsen-Anhalt 
die Genehmigung nach § 16 des Bundes-Immissions-
schutzgesetzes (BImSchG) für die wesentliche Änderung 
der 

Glycerinaufbereitungsanlage 
mit einer Produktionskapazität von 45.000 t/a  

Reinglycerin, 6.700 t/a Methanol, 8.134 t/a Fettsäuren 
und 4.980 t/a Kaliumsulfat sowie einer Lagerkapazität 

von 956 t Methanol 
 
hier: Erweiterung der bestehenden Anlage zur Glycerin-

aufbereitung um eine Gamma-Valerolacton-Anlage 
(GVL) mit einer Produktionskapazität von 5.000 t/a 

 
auf dem Grundstück in 06217 Merseburg, 
 
Gemarkung: Merseburg, 
Flur:  9, 
Flurstücke: 97, 103, 2203, 2189. 
 

Gemäß § 5 UVPG wird hiermit bekannt gegeben, dass im 
Rahmen einer Vorprüfung nach § 9 i.V.m. § 7 UVPG fest-
gestellt wurde, dass durch das genannte Vorhaben keine 
erheblichen nachteiligen Auswirkungen zu befürchten 
sind, so dass im Rahmen des Genehmigungsverfahrens 
keine Umweltverträglichkeitsprüfung (UVP) erforderlich ist.  
 
Aufgrund der Merkmale und des Standortes des Vorha-
bens sowie der getroffenen Vorkehrungen ergeben sich 
folgende wesentliche Gründe für die Feststellung: 
- Erhebliche nachteilige Auswirkungen auf das Schutzgut 

Menschen, insbesondere die menschliche Gesundheit 
sind nicht zu erwarten. 

- In Bezug auf Luftschadstoffe sind keine schädlichen Um-
welteinwirkungen durch die geplante Anlage zu besor-
gen, da die Anlage über keine eigenständige Emissions-
quelle verfügen wird. 

- In der Anlage sollen keine geruchsintensiven Stoffe ein-
gesetzt werden. Da die Einsatzstoffe nur in geschlosse-
nen Aggregaten gehandhabt werden und die Anlage 
technisch dicht ausgeführt wird, sind keine relevanten 
Veränderungen der Geruchsimmissionssituation zu be-
sorgen. 

- Die durch den Betrieb der Gamma-Valerolacton-Anlage 
(GVL-Anlage) verursachten Schallimmissionen an den 
beurteilungsrelevanten Immissionsorten werden die dort 
zulässigen Immissionsrichtwerte nicht überschreiten. 

- Durch geeignete technische und organisatorische 
Schutzmaßnahmen wird verhindert, dass im Falle einer 
Anlagenstörung gefährliche Stoffe in die Umwelt freige-
setzt werden. 

- Erhebliche nachteilige Auswirkungen auf das Schutzgut 
Tiere, Pflanzen und die biologische Vielfalt sind nicht zu 
erwarten. 

- Eine erhebliche nachteilige Beeinträchtigung der europä-
ischen Naturschutzgebiete EU-Vogelschutzgebiet 
„Saale- Elster-Aue südlich Halle“ und NSG „Berg-
baufolgelandschaft Kayna-Süd“ beinhaltet das EU-
Vogelschutzgebiet „Bergbaufolgelandschaft Kayna-Süd“ 
ist aufgrund der gleichbleibenden Emissionen und durch 
die relativ großen Abstände zu diesen Gebieten nicht zu 
erwarten. 

- Mit dem geplanten Vorhaben sind nur geringfügige Neu-
versiegelungen (ca. 700 m²) an einem ohnehin industriell 
geprägten und großflächig versiegelten Standort verbun-
den. 

- Erhebliche nachteilige Auswirkungen auf das Schutzgut 
Wasser sind durch das Änderungsvorhaben nicht zu er-
warten.  

- Der Umgang mit und die Lagerung von wassergefähr-
denden Stoffen erfolgen weiterhin entsprechend dem 
Stand der Technik und den wasserrechtlichen Anforde-
rungen. 

- Prozessabwasser, welches aus der Anlage entsorgt wer-
den muss, fällt in GVL-Anlage nicht an. 

- Relevante Wirkfaktoren auf das Klima werden durch das 
Vorhaben nicht hervorgerufen, da die Anlage keine rele-
vanten Mengen an klimaschädigenden Gasen emittiert 
und mit dem Vorhaben keine großflächigen Bodenver-
siegelungen (> 1 ha) verbunden sind. 

- Aufgrund des industriellen Anlagenumfeldes und der 
kompakten und platzsparenden Anordnung der Anla-
genausrüstungen der GVL-Anlage sind erheblich nach-
teilige Auswirkungen auf das Landschaftsbild und das 
nächste Landschaftsschutzgebiet „Geiselaue“ in ca. 
1.300 m nicht zu erwarten. 

- Da durch den Betrieb der GVL-Anlage keine zusätzli-
chen Emissionen verursacht werden, sind emissionsbe-
dingte erhebliche nachteilige Auswirkungen auf die im 
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Umfeld der Anlage vorhandenen Kultur- und Sachgüter 
nicht zu erwarten. 

- Für das Schutzgut Wechselwirkungen zwischen den 
Schutzgütern sind keine erheblichen nachteiligen Aus-
wirkungen durch das Vorhaben zu erwarten. 

 
Die Feststellung ist nicht selbständig anfechtbar. Beruht 
die Feststellung auf einer Vorprüfung, so ist die Einschät-
zung der zuständigen Behörde in einem gerichtlichen Ver-
fahren betreffend die Zulassungsentscheidung nur darauf-
hin zu überprüfen, ob die Vorprüfung entsprechend den 
Vorgaben des § 7 UVPG durchgeführt worden ist und ob 
das Ergebnis nachvollziehbar ist. 
 

---------- 
 

Öffentliche Bekanntgabe des Referates  
Immissionsschutz, Chemikaliensicherheit,  

Gentechnik, Umweltverträglichkeitsprüfung zur  
Vorprüfung nach § 7 des Gesetzes über die Umwelt-

verträglichkeitsprüfung (UVPG) im Rahmen des  
Genehmigungsverfahrens zum Antrag der 

GLACONCHEMIE GmbH in 06217 Merseburg auf  
Erteilung einer Genehmigung nach § 4 des Bundes-
Immissionsschutzgesetzes zur Errichtung und zum 

Betrieb einer Depolymerisationsanlage in  
06217 Merseburg, Saalekreis 

 
Die GLACONCHEMIE GmbH in 06217 Merseburg bean-
tragte mit Schreiben vom 24.11.2023 (Posteingang am 
22.12.2023) beim Landesverwaltungsamt Sachsen-Anhalt 
die Genehmigung nach § 4 des Bundes-Immissions-
schutzgesetzes (BImSchG) für die Errichtung und den Be-
trieb der 

Depolymerisationsanlage (EKA) 
mit einer Durchsatzkapazität an nicht gefährlichen 

Abfällen von 0,6 t/h 
 
auf dem Grundstück in 06217 Merseburg, 
 
Gemarkung: Merseburg, 
Flur:  9, 
Flurstücke: 97, 103. 
 
Gemäß § 5 UVPG wird hiermit bekannt gegeben, dass im 
Rahmen einer Vorprüfung nach § 7 UVPG festgestellt 
wurde, dass durch das genannte Vorhaben keine erhebli-
chen nachteiligen Auswirkungen zu befürchten sind, so 
dass im Rahmen des Genehmigungsverfahrens keine 
Umweltverträglichkeitsprüfung (UVP) erforderlich ist.  
 
Aufgrund der Merkmale und des Standortes des Vorha-
bens sowie der getroffenen Vorkehrungen ergeben sich 
folgende wesentliche Gründe für die Feststellung: 
- Erhebliche nachteilige Auswirkungen auf das Schutzgut 

Menschen, insbesondere die menschliche Gesundheit 
sind nicht zu erwarten. 

- In Bezug auf Luftschadstoffe sind keine schädlichen Um-
welteinwirkungen durch die geplante Anlage zu besor-
gen, da die Anlage im bestimmungsgemäßen Betrieb 
über keine eigenständige Emissionsquelle verfügen 
wird. 

- In der Anlage sollen keine geruchsintensiven Stoffe ein-
gesetzt werden. Da die Einsatzstoffe nur in geschlosse-
nen Aggregaten gehandhabt werden und die Anlage 
technisch dicht ausgeführt wird, sind keine erheblichen 
nachteiligen Auswirkungen durch Gerüche zu erwarten. 

- Die durch den Betrieb der Depolymerisationsanlage 
(EKA-Anlage) verursachten Schallimmissionen an den 

beurteilungsrelevanten Immissionsorten werden die dort 
zulässigen Immissionsrichtwerte nicht überschreiten. 

- Durch geeignete technische und organisatorische 
Schutzmaßnahmen wird verhindert, dass im Falle einer 
Anlagenstörung gefährliche Stoffe in die Umwelt freige-
setzt werden.  

- Erhebliche nachteilige Auswirkungen auf das Schutzgut 
Tiere, Pflanzen und die biologische Vielfalt sind nicht zu 
erwarten. 

- Eine erhebliche nachteilige Beeinträchtigung der europä-
ischen Naturschutzgebiete EU-Vogelschutzgebiet 
„Saale- Elster-Aue südlich Halle“ und NSG „Berg-
baufolgelandschaft Kayna-Süd“ beinhaltet das EU-
Vogelschutzgebiet „Bergbaufolgelandschaft Kayna-Süd“ 
ist aufgrund der gleichbleibenden Emissionen und durch 
die relativ großen Abstände zu diesen Gebieten nicht zu 
erwarten. 

- Mit dem geplanten Vorhaben sind nur geringfügige Neu-
versiegelungen (ca. 200 m²) an einem ohnehin industriell 
geprägten und großflächig versiegelten Standort verbun-
den. 

- Erhebliche nachteilige Auswirkungen auf das Schutzgut 
Wasser sind nicht zu erwarten. 

- Der Umgang mit und die Lagerung von wassergefähr-
denden Stoffen erfolgen entsprechend dem Stand der 
Technik und den wasserrechtlichen Anforderungen. 

- Prozessabwasser, welches aus der Anlage entsorgt wer-
den muss, fällt in der EKA-Anlage nicht an. 

- Relevante Wirkfaktoren auf das Klima werden durch das 
Vorhaben nicht hervorgerufen, da die Anlage keine rele-
vanten Mengen an klimaschädigenden Gasen emittiert 
und mit dem Vorhaben keine großflächigen Bodenver-
siegelungen (> 1 ha) verbunden sind. 

- Aufgrund des industriellen Anlagenumfeldes und der 
kompakten und platzsparenden Anordnung der Anla-
genausrüstungen der EKA-Anlage sind erheblich nach-
teilige Auswirkungen auf das Landschaftsbild und das 
nächste Landschaftsschutzgebiet „Geiselaue“ (in ca. 
1.300 m Entfernung) nicht zu erwarten. 

- Da durch den Betrieb der EKA-Anlage keine zusätzli-
chen Emissionen verursacht werden, sind emissionsbe-
dingte erhebliche nachteilige Auswirkungen auf die im 
Umfeld der Anlage vorhandenen Kultur- und Sachgüter 
nicht zu erwarten. 

- Die durch das Vorhaben beeinflussten Wirkungspfade 
innerhalb der einzelnen betrachteten Schutzgüter erga-
ben keine erheblichen nachteiligen Auswirkungen auf 
das jeweilige Schutzgut. Für das Schutzgut Wechselwir-
kungen zwischen den Schutzgütern sind keine erhebli-
chen nachteiligen Auswirkungen durch das Vorhaben zu 
erwarten. 

 
Die Feststellung ist nicht selbständig anfechtbar. Beruht 
die Feststellung auf einer Vorprüfung, so ist die Einschät-
zung der zuständigen Behörde in einem gerichtlichen Ver-
fahren betreffend die Zulassungsentscheidung nur darauf-
hin zu überprüfen, ob die Vorprüfung entsprechend den 
Vorgaben des § 7 UVPG durchgeführt worden ist und ob 
das Ergebnis nachvollziehbar ist. 
 

---------- 
 

Öffentliche Bekanntmachung des Referates  
Immissionsschutz, Chemikaliensicherheit,  

Gentechnik, Umweltverträglichkeitsprüfung gemäß  
§ 10 Abs. 3, 4 und 6 des Bundes-Immissionsschutz-
gesetzes (BImSchG) i. V. m. § 27b des Verwaltungs-
verfahrensgesetzes (VwVfG) und den Maßgaben der 
Verordnung über das Genehmigungsverfahren (9. 
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BImSchV) zum Antrag der Saale Energie GmbH in 
06258 Schkopau auf Erteilung einer Genehmigung 
nach § 16 des Bundes-Immissionsschutzgesetzes 

zur wesentlichen Änderung einer Anlage zur  
Mitverbrennung von Klärschlamm in den Kraftwerks-

blöcken A und B inklusive Nebenaggregaten am 
Kraftwerk Schkopau in 06258 Schkopau 

 
Die Saale Energie GmbH (An der Bober 100 in 06258 Sch-
kopau) beantragte beim zuständigen Landesverwaltungs-
amt die Erteilung einer Genehmigung nach § 16 des Bun-
des-Immissionsschutzgesetzes (BlmSchG) zur wesentli-
chen Änderung einer  
 
Anlage zur Mitverbrennung von Klärschlamm in den 
Kraftwerksblöcken A und B inkl. Nebenaggregaten 

 
(Anlage nach Nr. 1.1, 8.1.1.3 und 8.12.2 des Anhangs 1 
zur Verordnung über genehmigungsbedürftige Anlagen (4. 
BImSchV) und Art. 10 der Richtlinie 2010/75/EU über In-
dustrieemissionen (IE-Richtlinie))  
 
auf den Grundstücken in 06258 Schkopau, 
 
Gemarkung: Korbetha, 
Flur:  1, 2, 
Flurstücke: 19/3, 24/3, 24/4, 37/8, 37/14, 38/15, 

37/16, 37/18, 4/1, 15/1, 53/6 und 53/8. 
 
Der Antrag und die dazugehörigen Unterlagen liegen in der 
Zeit vom 
 

24.07.2024 bis einschließlich 23.08.2024 
 
bei folgenden Behörden in Papierform aus und können zu 
den angegebenen Werktagen und Zeiten eingesehen wer-
den: 
 
1. Gemeinde Schkopau 

Konferenzraum des Bauamtes der Gemeinde  
Schkopau 
Schulstraße 18 
06258 Schkopau 

 
Mo. 09:00 bis 12:00 Uhr und 13:00 bis 14:00 Uhr 
Di. 09:00 bis 12:00 Uhr und 13:00 bis 18:00 Uhr 
Mi. 09:00 bis 12:00 Uhr und 13:00 bis 14:00 Uhr 
Do. 09:00 bis 12:00 Uhr und 13:00 bis 16:00 Uhr 
Fr.  09:00 bis 12:00 Uhr 
 
Eine persönliche Einsichtnahme ist nach vorheriger Ter-
minabstimmung möglich. Zur Terminvereinbarung nutzen 
Sie bitte die Telefonnummer 03461 7303824.  
 
2. Stadt Halle 

Im Foyer der Scheibe A 
Neustädter Passage 18,  
06122 Halle (Saale) 

 
Mo. 09:00 bis 12:00 Uhr und 13:00 bis 15:00 Uhr 
Di. 09:00 bis 12:00 Uhr und 13:00 bis 18:00 Uhr 
Mi. 09:00 bis 12:00 Uhr und 13:00 bis 15:00 Uhr 
Do. 09:00 bis 12:00 Uhr und 13:00 bis 15:00 Uhr 
Fr.  09:00 bis 12:00 Uhr 
 
3. Landesverwaltungsamt Sachsen-Anhalt 

Raum A 123 
Dessauer Str. 70, 06118 Halle (Saale) 

 
 

Mo.   08:00 bis 15:00 Uhr 
Di.   08:00 bis 15:00 Uhr 
Mi.   08:00 bis 15:00 Uhr 
Do.   08:00 bis 15:00 Uhr 
Fr. und vor   
gesetzlichen Feiertagen 08:00 bis 12:00 Uhr 
 
Zusätzlich werden die Dokumente digital im Zeitraum von 
24.07.2024 bis einschließlich 23.08.2024 unter folgender 
Adresse 

https://lsaurl.de/SEGAuslegung 
 
zugänglich gemacht. 
 
Einwendungen gegen das Vorhaben können in der Zeit 
vom 

24.07.2024 bis einschließlich 23.09.2024 
 
schriftlich bei der Genehmigungsbehörde (Landesverwal-
tungsamt) bzw. bei der Stelle, bei der Antrag und Unterla-
gen zur Einsicht ausliegen, oder elektronisch erhoben wer-
den. Elektronische Einwendungen sind an 
TOEB.Antrag@lvwa.sachsen-anhalt.de zu richten. 
 
Mit Ablauf der Einwendungsfrist sind für das Genehmi-
gungsverfahren alle Einwendungen ausgeschlossen, die 
nicht auf besonderen privatrechtlichen Titeln beruhen. 
 
Die Einwendungen sollen neben Vor- und Familiennamen 
auch die volle und leserliche Anschrift des Einwenders ent-
halten. Aus den Einwendungen soll erkennbar sein, wes-
halb das Vorhaben für unzulässig gehalten wird. Die Ein-
wendungen werden der Antragstellerin bekannt gegeben. 
Auf Verlangen des Einwenders werden dessen Name und 
Anschrift unkenntlich gemacht, soweit die Angaben nicht 
zur Beurteilung des Inhalts der Einwendung erforderlich 
sind. 
 
Sofern rechtzeitig erhobene Einwendungen vorliegen, 
können diese in einem öffentlichen Erörterungstermin am 
17.10.2024 (Fortsetzung erforderlichenfalls am Folgetag) 
mit den Einwendern und der Antragstellerin erörtert wer-
den, soweit dies für die Prüfung der Genehmigungsvo-
raussetzungen von Bedeutung sein kann. 
 
Beginn der Erörterung: 10:00 Uhr 
Ort der Erörterung: Ratssaal Gemeinde Schkopau 

Schulstraße 18 
06258 Schkopau 

 
Die Ermessensentscheidung der Genehmigungsbehörde, 
ob ein Erörterungstermin stattfindet, wird nach Ablauf der 
Einwendungsfrist getroffen und im Amtsblatt und der Mit-
teldeutschen Zeitung öffentlich bekannt gemacht. Für den 
Fall, dass der Erörterungstermin stattfindet, wird schon 
jetzt darauf hingewiesen, dass die formgerechten Einwen-
dungen auch bei Ausbleiben des Antragstellers oder von 
Personen, die Einwendungen erhoben haben, erörtert 
werden. 
 
Bei Einwendungen, die von mehr als 50 Personen auf Un-
terschriftslisten unterzeichnet oder in Form vervielfältigter 
gleichlautender Texte eingereicht werden (gleichförmige 
Eingaben), gilt für das Verfahren derjenige Unterzeichner 
als Vertreter der übrigen Einwender, der darin mit seinem 
Namen, seinem Beruf und seiner Anschrift als Vertreter 
bezeichnet ist, soweit er nicht von ihnen als Bevollmächtig-
ter bestellt worden ist. Vertreter kann nur eine natürliche 
Person sein. Gleichförmige Einwendungen, die die 

https://lsaurl.de/SEGAuslegung
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vorgenannten Angaben nicht deutlich sichtbar auf jeder mit 
einer Unterschrift versehenen Seite enthalten, können un-
berücksichtigt bleiben. 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass die Zustellung der Ent-
scheidung über die Einwendungen durch öffentliche Be-
kanntmachung erfolgen kann. 

 
---------- 

 
Öffentliche Bekanntmachung des Referates  
Immissionsschutz, Chemikaliensicherheit,  

Gentechnik, Umweltverträglichkeitsprüfung gemäß  
§ 10 Abs. 3, 4 und 6 des Bundes-Immissionsschutz-

gesetzes i. V. m. § 27b des Verwaltungsverfahrensge-
setzes (VwVfG) und den Maßgaben der Verordnung 

über das Genehmigungsverfahren – 9. BImSchV zum 
Antrag der MVV Umwelt GmbH, Otto-Hahn-Straße 1, 
68169 Mannheim auf Erteilung einer Genehmigung 

nach § 4 des Bundes-Immissionsschutzgesetzes zur 
Errichtung und zum Betrieb einer Elektrolyseanlage 

in 39418 Staßfurt, Landkreis Salzlandkreis 
 
Die MVV Umwelt GmbH beantragte beim zuständigen 
Landesverwaltungsamt die Erteilung einer Genehmigung 
nach § 4 des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (BIm-
SchG) zur  
 

Errichtung und Betrieb einer Elektrolyseanlage 
 
zur Erzeugung von Wasserstoff aus Windstrom 
 

für die Herstellung von bis zu 140 Tonnen  
Wasserstoff pro Jahr 

 
(Anlage nach Nr. 4.1.12 des Anhangs 1 zur Verordnung 
über genehmigungsbedürftige Anlagen - 4. BImSchV) und 
Art. 10 der Richtlinie 2010/75/EU über Industrieemissionen 
(IE-Richtlinie) 
 
auf dem Grundstück in 39418 Staßfurt, 
 
Gemarkungen: Brumby, 
Flur:  11, 
Flurstück: 21. 
 
Der Antrag und die dazugehörigen Unterlagen liegen in der 
Zeit vom 
 

24.07.2024 bis einschließlich 23.08.2024 
 
bei folgenden Behörden aus und können zu den angege-
benen Werktagen und Zeiten eingesehen werden: 
 
1. Stadt Staßfurt  

Steinstraße 19 
Fachdienst 61 – Planung, Umwelt und Liegenschaften   
Zimmer 210-212 
39418 Staßfurt  

 
Mo. von 09:00 bis 12:00 Uhr und 13:00 bis 15:00 Uhr  
Di. von 09:00 bis 12:00 Uhr und 13:00 bis 18:00 Uhr 
Mi. von 09:00 bis 12:00 Uhr und 13:00 bis 15:00 Uhr  
Do. von 09:00 bis 12:00 Uhr und 13:00 bis 16:00 Uhr 
Fr. von 09:00 bis 12:00 Uhr 
Es wird gebeten, vorab einen Termin zu vereinbaren. 
 
2. Landesverwaltungsamt Sachsen-Anhalt 

Raum A 123 
Dessauer Str. 70   
06118 Halle (Saale) 

Mo. - Do.   von 08:00 bis 15:00 Uhr 
Fr. und vor  
gesetzlichen Feiertagen von 08:00 bis 12:00 Uhr 
 
Zusätzlich werden die Dokumente digital im Zeitraum von 
24.07.2024 bis einschließlich 23.08.2024 auf der Internet-
seite des Landesverwaltungsamt Sachsen-Anhalt unter 
folgender Adresse 
 
https://lsaurl.de/ElektrolyseStassfurtAuslegung 
 
zugänglich gemacht. 
 
Einwendungen gegen das Vorhaben können in der Zeit 
vom: 

24.07.2024 bis einschließlich 23.09.2024 
 
schriftlich bei der Genehmigungsbehörde (Landesverwal-
tungsamt) bzw. bei der Stelle, bei der Antrag und Unterla-
gen zur Einsicht ausliegen, oder elektronisch erhoben wer-
den. Elektronische Einwendungen sind an 
TOEB.Antrag@lvwa.sachsen-anhalt.de zu richten. 
 
Mit Ablauf der Einwendungsfrist sind für das Genehmi-
gungsverfahren alle Einwendungen ausgeschlossen, die 
nicht auf besonderen privatrechtlichen Titeln beruhen. 
 
Die Einwendungen sollen neben Vor- und Familiennamen 
auch die volle und leserliche Anschrift des Einwenders ent-
halten. Aus den Einwendungen soll erkennbar sein, wes-
halb das Vorhaben für unzulässig gehalten wird. Die Ein-
wendungen werden der Antragstellerin bekannt gegeben. 
Auf Verlangen des Einwenders werden dessen Name und 
Anschrift unkenntlich gemacht, soweit die Angaben nicht 
zur Beurteilung des Inhalts der Einwendung erforderlich 
sind. 
 
Sofern rechtzeitig erhobene Einwendungen vorliegen, 
können diese in einem öffentlichen Erörterungstermin 
am 22.10.2024 mit den Einwendern und der Antragstelle-
rin erörtert werden, soweit dies für die Prüfung der Geneh-
migungsvoraussetzungen von Bedeutung sein kann. 
 
Beginn der Erörterung: 10.00 Uhr  
Ort der Erörterung: Freiwillige Feuerwehr  

Südliche Börde  
   Karl-Marx-Straße 5 
   39443 Staßfurt, OT Üllnitz 
 
Die Ermessensentscheidung der Genehmigungsbehörde, 
ob ein Erörterungstermin stattfindet, wird nach Ablauf der 
Einwendungsfrist getroffen und öffentlich bekannt ge-
macht. Für den Fall, dass der Erörterungstermin stattfindet, 
wird schon jetzt darauf hingewiesen, dass die formgerech-
ten Einwendungen auch bei Ausbleiben des Antragstellers 
oder von Personen, die Einwendungen erhoben haben, er-
örtert werden. 
 
Bei Einwendungen, die von mehr als 50 Personen auf Un-
terschriftslisten unterzeichnet oder in Form vervielfältigter 
gleichlautender Texte eingereicht werden (gleichförmige 
Eingaben), gilt für das Verfahren derjenige Unterzeichner 
als Vertreter der übrigen Einwender, der darin mit seinem 
Namen, seinem Beruf und seiner Anschrift als Vertreter 
bezeichnet ist, soweit er nicht von ihnen als Bevollmächtig-
ter bestellt worden ist. Vertreter kann nur eine natürliche 
Person sein. Gleichförmige Einwendungen, die die vorge-
nannten Angaben nicht deutlich sichtbar auf jeder mit einer 

https://lsaurl.de/ElektrolyseStassfurtAuslegung
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Unterschrift versehenen Seite enthalten, können unbe-
rücksichtigt bleiben. 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass die Zustellung der Ent-
scheidung über die Einwendungen durch öffentliche Be-
kanntmachung erfolgen kann. 
 

---------- 
 

Öffentliche Bekanntgabe des Referates  
Immissionsschutz, Chemikaliensicherheit,  

Gentechnik, Umweltverträglichkeitsprüfung zur  
Vorprüfung nach § 9 des Gesetzes über die Umwelt-

verträglichkeitsprüfung (UVPG) im Rahmen des  
Genehmigungsverfahrens zum Antrag der Geberit 

Keramik GmbH in 39340 Haldensleben auf Erteilung 
einer Genehmigung nach § 16 des Bundes-Immissi-
onsschutzgesetzes zur wesentlichen Änderung einer 

Anlage zum Brennen keramischer Erzeugnisse in 
39340 Haldensleben, Landkreis Börde 

 
Die Geberit Keramik GmbH in 39340 Haldensleben bean-
tragte mit Schreiben vom 14.12.2023 beim Landesverwal-
tungsamt Sachsen-Anhalt die Genehmigung nach § 16 
des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (BImSchG) für die 
wesentliche Änderung der 
 

Anlage zum Brennen keramischer Erzeugnisse 
 

hier:  Erhöhung der Lagerkapazität von LPG von 49 t 
auf 92 t 

   
auf dem Grundstück in 39340 Haldensleben, 
 
Gemarkung: Haldensleben, 
Flur:  33, 
Flurstück(e): 1837/218. 
 
Gemäß § 5 UVPG wird hiermit bekannt gegeben, dass im 
Rahmen einer allgemeinen Vorprüfung nach § 9 Abs. 2 
Satz 1 Nr. 2 i.V. m. § 7 Abs. 1 UVPG festgestellt wurde, 
dass durch das genannte Vorhaben keine erheblichen 
nachteiligen Auswirkungen zu befürchten sind, sodass im 
Rahmen des Genehmigungsverfahrens keine Umweltver-
träglichkeitsprüfung (UVP) erforderlich ist. 
 
Aufgrund der Merkmale und des Standortes des Vorha-
bens sowie der getroffenen Vorkehrungen ergeben sich 
folgende wesentliche Gründe für die Feststellung: 
 
Schutzgut Menschen, insbesondere die menschliche 
Gesundheit 
Insgesamt wird eingeschätzt, dass durch das Vorhaben 
keine relevanten nachteiligen Auswirkungen auf das 
Schutzgut Mensch hervorgerufen werden.  
Die Anlage ist mehrfach gesichert, sowohl durch techni-
sche (u. a. Auslegung und Prüfung der Anlagenteile nach 
dem Stand der Technik) als auch durch organisatorische 
(bspw. ausführliche Bedienanweisungen und Sicherheits-
anweisungen, Maßnahmen des Anlagenbrandschutzes) 
Schutzmaßnahmen gesichert, wodurch im Fall einer Anla-
genstörung verhindert werden soll, dass gefährliche Stoffe 
in die Umwelt freigesetzt werden.  
Die Änderung führt weder zu einer Veränderung der Lärm-
situation noch zu zusätzlichen oder andersartigen Ge-
ruchsemissionen am Standort.  
 
 
 

Schutzgut Tiere, Pflanzen und biologische Vielfalt 
Erhebliche nachteilige Auswirkungen auf das Schutzgut 
Tiere, Pflanzen und biologische Vielfalt werden durch das 
Änderungsvorhaben nicht erwartet. 
Mit dem Vorhaben sind keine zusätzliche Flächenversie-
gelungen oder Luftschadstoffemissionen mit dem Vorha-
ben verbunden. 
 
Schutzgüter Boden und Fläche 
Erhebliche nachteilige Auswirkungen auf die Schutzgüter 
Boden und Fläche werden durch das Änderungsvorhaben 
nicht erwartet. 
Mit dem Vorhaben ist keine Änderung der bestehenden 
oder eine Errichtung zusätzlicher Bauwerke erforderlich, 
weiter sind keine Bodeneingriffe vorgesehen. 
 
Schutzgut Wasser  
Erhebliche nachteilige Auswirkungen auf das Schutzgut 
Wasser werden durch das Änderungsvorhaben nicht er-
wartet. 
Flüssiggas ist kein wassergefährdender Stoff, weil es beim 
Freiwerden vollständig verdampft, ungiftig ist und gefahrlos 
in die Atmosphäre entweicht. 
 
Schutzgüter Luft und Klima 
Erhebliche nachteilige Auswirkungen auf die Schutzgüter 
Luft und Klima werden durch das Änderungsvorhaben 
nicht erwartet, da die Anlage keine relevanten Mengen an 
klimaschädigenden Gasen (insbesondere Kohlendioxid) 
emittiert. 
 
Schutzgut Landschaft 
Erhebliche nachteilige Auswirkungen auf das Schutzgut 
Landschaft werden durch das Änderungsvorhaben nicht 
erwartet, da keine Änderung der bestehenden oder eine 
Errichtung zusätzlicher Bauwerke erforderlich ist. 
 
Schutzgut Kulturelles Erbe und sonstige Sachgüter 
Erhebliche nachteilige Auswirkungen auf das Schutzgut 
Kulturelles Erbe und sonstige Sachgüter werden durch das 
Änderungsvorhaben nicht erwartet.  
Mit dem Vorhaben sind baulichen Veränderungen des vor-
handenen erdgedeckten Flüssiggaslagerbehälter verbun-
den. 
 
Wechselwirkungen zwischen den Schutzgütern 
Da von den Vorhaben keine erheblich nachteiligen Auswir-
kungen auf die Schutzgüter des UVPGs erwartet werden, 
sind auch für das Schutzgut Wechselwirkungen zwischen 
den Schutzgütern ebenfalls keine erheblich nachteiligen 
Auswirkungen zu erwarten.  
 
Die Feststellung ist nicht selbständig anfechtbar. Beruht 
die Feststellung auf einer Vorprüfung, so ist die Einschät-
zung der zuständigen Behörde in einem gerichtlichen Ver-
fahren betreffend die Zulassungsentscheidung nur darauf-
hin zu überprüfen, ob die Vorprüfung entsprechend den 
Vorgaben des § 9 UVPG durchgeführt worden ist und ob 
das Ergebnis nachvollziehbar ist. 
 

---------- 
 

Öffentliche Bekanntmachung des Referates  
Immissionsschutz, Chemikaliensicherheit,  

Gentechnik, Umweltverträglichkeitsprüfung gemäß  
§ 10 Abs. 3, 4 und 6 des Bundes-Immissionsschutz-
gesetzes und den Maßgaben der Verordnung über 
das Genehmigungsverfahren - 9. BImSchV Antrag 

der Verbio Chem GmbH in 06780 Zörbig auf Erteilung 
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einer Genehmigung nach § 4 BImSchG zur  
Errichtung und Betrieb einer Anlage zur Ethenolyse 

in 06803 Bitterfeld-Wolfen,  
Landkreis Anhalt-Bitterfeld 

 
Die Verbio Chem GmbH in 06780 Zörbig beantragte beim 
Landesverwaltungsamt die Genehmigung nach § 4 des 
Bundes-Immissionsschutzgesetzes (BImSchG) für die Er-
richtung und den Betrieb einer 

 
Ethenolyseanlage 

mit einer Kapazität von 
63.000 t/a Biodiesel, 33.000 t/a Methyl-9-decenoat, 

18.400 t/a 1-Decen und 7.260 t/a 1-Hepten 
 
(Anlage nach den Nr. 4.1.1, 4.1.2, 4.8 und 9.1.1.2 des An-
hangs 1 der Verordnung über genehmigungsbedürftige 
Anlagen - 4. BImSchV) 
 
in 06803 Bitterfeld-Wolfen, 
 
Gemarkung: Greppin, 
Flur:  3, 
Flurstücke: 356, 574, 36. 
 
Das Vorhaben wurde am 16.04.2024 bekannt gemacht. 
Gemäß § 12 Abs. 1 der Verordnung über das Genehmi-
gungsverfahren (9. BImSchV) wird hiermit bekannt ge-
macht, dass die Genehmigungsbehörde in Ausübung 
pflichtgemäßen Ermessens entschieden hat, dass kein Er-
örterungstermin am 07.08.2024 stattfindet. 
 

---------- 
 

Öffentliche Bekanntmachung des Referates  
Immissionsschutz, Chemikaliensicherheit,  

Gentechnik, Umweltverträglichkeitsprüfung gemäß  
§ 10 Abs. 3, 4 und 6 des Bundes-Immissionsschutz-
gesetzes und den Maßgaben der Verordnung über 

das Genehmigungsverfahren –  
9. BImSchV zum Antrag der Südzucker AG in 06712 

Zeitz auf Erteilung einer Genehmigung nach § 16 des 
Bundes-Immissionsschutzgesetzes zur wesentlichen 
Änderung einer Anlage zur Herstellung von Zucker 

aus Zuckerrüben in 06712 Zeitz,  
Landkreis Burgenlandkreis 

 
Die Südzucker AG in der Albrechtstraße 54 in 06712 Zeitz 
beantragte beim zuständigen Landesverwaltungsamt die 
Erteilung einer Genehmigung nach § 16 des Bundes-Im-
missionsschutzgesetzes (BImSchG) zur wesentlichen Än-
derung einer 
 
Anlage zur Herstellung von Zucker aus Zuckerrüben 
mit einer Produktionskapazität von 3.402 t pro Tag 

 
hier: Errichtung und Betrieb einer erdgasbefeuerten 

Dampfkesselanlage mit einer Feuerungswärme-
leistung von ca. 95 MW (Energiezentrale 5 – EZ5) 

 
(Anlage nach den Nrn. 7.24.1, 1.1, 1.2.3.2, 2.4.1.1 und 
9.11.1 des Anhangs 1 zur Verordnung über genehmi-
gungsbedürftige Anlagen - 4. BImSchV und Art. 10 der 
Richtlinie 2010/75/EU über Industrieemissionen (IE-
Richtlinie)) 
 
auf dem Grundstück in 06712 Zeitz,  
 
 

Gemarkung:  Zeitz, 
Flur:  10, 
Flurstück: 78. 
 
Das Vorhaben wurde am 16.04.2024 bekannt gemacht. 
Gemäß § 12 Abs. 1 der Verordnung über das Genehmi-
gungsverfahren (9. BImSchV) wird hiermit bekannt ge-
macht, dass die Genehmigungsbehörde in Ausübung 
pflichtgemäßen Ermessens entschieden hat, dass der Er-
örterungstermin nicht stattfindet.  
 

---------- 
 

Öffentliche Bekanntmachung des Referates  
Immissionsschutz, Chemikaliensicherheit,  

Gentechnik, Umweltverträglichkeitsprüfung gemäß  
§ 10 Abs. 3, 4 und 6 des Bundes-Immissionsschutz-

gesetzes (BImSchG) und den Maßgaben der  
Verordnung über das Genehmigungsverfahren 

(9. BImSchV) zum Antrag der Cronenberger  
Steinindustrie Franz Triches GmbH & Co. KG in 

42349 Wuppertal auf Erteilung einer Genehmigung 
nach § 16 des Bundes-Immissionsschutzgesetzes 
zur wesentlichen Änderung eines Steinbruchs in 

39167 Hohe Börde OT Mammendorf, Landkreis Börde 
 

 
Die Cronenberger Steinindustrie Franz Triches GmbH & 
Co. KG in Wuppertal beantragte beim zuständigen Lan-
desverwaltungsamt die Erteilung einer Genehmigung 
nach § 16 des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (BIm-
SchG) zur wesentlichen Änderung eines 
 

Steinbruchs mit einer Abbaufläche von 35,33 ha 
 

hier: Erweiterung Abbaufläche, Errichtung Schutz-
wall, Verlegung Zufahrt, Betriebs- und Lagerflä-
chen, Errichtung und Betrieb eines Haldenlager-
platzes als Nebeneinrichtung und Änderung der 
Herrichtungsplanung 

 
(Anlage nach den Nrn. 2.1.1 und 9.11.1 des Anhangs 1 zur 
Verordnung über genehmigungsbedürftige Anlagen - 4. 
BImSchV) 
 
auf dem Grundstück in 39167 Hohe Börde  

OT Mammendorf  
 
Gemarkung: Groß Santersleben, 
Flur:  4, 
Flurstücke: 27, 28, 29, 30, 169/31, 297/31, 352, 

449, 451, 536 
sowie 
 
Gemarkung:  Eichenbarleben, 
Flure:  7 und 8, 
Flurstücke:  

Flur 7: 228/89, 229/89, 325, 326, 412, 414, 
415, 427, 

Flur 8: 1/1, 1/2, 1/3, 1/4, 1/5, 2/2, 2/3, 2/4, 4/1, 
4/2, 4/3, 5/1, 5/3, 5/4, 5/5, 5/6, 5/7, 5/8, 
61/5, 102, 103. 

 
Das Vorhaben wurde am 16.04.2024 bekannt gemacht. 
Gemäß § 12 Abs. 1 der Verordnung über das Genehmi-
gungsverfahren (9. BImSchV) wird hiermit bekannt ge-
macht, dass die Genehmigungsbehörde in Ausübung 
pflichtgemäßen Ermessens entschieden hat, dass der Er-
örterungstermin nicht stattfindet.  
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---------- 
 

Öffentliche Bekanntmachung des Referates Wasser 
über das Ergebnis der allgemeinen Vorprüfung  

gemäß §§ 5, 7 Gesetz über die Umweltverträglich-
keitsprüfung (UVPG) zur Feststellung der UVP-Pflicht 

im Rahmen des angezeigten Vorhabens – WRRL – 
Ökologische Durchgängigkeit Wehranlage  

Meinsdorf / Rossel 
 
Der Vorhabenträger Landesbetrieb für Hochwasserschutz 
und Wasserwirtschaft Sachsen-Anhalt (LHW) – Flussbe-
reich Wittenberg, Sternstraße 59, 06886 Lutherstadt Wit-
tenberg hat mit Schreiben vom 28.11.2023 die Durchfüh-
rung eines Planfeststellungsverfahrens für das Vorhaben 
„WRRL – Ökologische Durchgängigkeit Wehranlage 
Meinsdorf / Rossel“ beantragt und entsprechende Planun-
terlagen eingereicht. 
 
Der Gewässerausbau bedarf nach § 68 Abs. 1 WHG der 
Planfeststellung durch die zuständige Behörde. Gemäß § 
68 Abs. 2 WHG kann für einen Gewässerausbau, für den 
nach dem Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung 
keine Verpflichtung zur Durchführung einer Umweltver-
träglichkeitsprüfung besteht, anstelle eines Planfeststel-
lungsbeschlusses eine Plangenehmigung erteilt werden. 
 
Gemäß der Anlage 1 unter Nr. 13.18.1 (sonstige Ausbau-
maßnahmen) ist eine allgemeine Vorprüfung des Einzel-
falls zur UVP-Pflicht nach § 5 Abs. 1 Nr. 3 und § 7 Abs. 1 
UVPG durchzuführen. 
 
Das Vorhaben zur Realisierung der ökologischen Durch-
gängigkeit der Rossel am Standort Wehr Meinsdorf um-
fasst die Errichtung einer Fischaufstiegsanlage einschließ-
lich neuer Wehranlage sowie den Rückbau der vorhande-
nen Wehranlage. Infolge der erforderlichen Sohlprofilierun-
gen mit Vertiefungen u.a. im Brückenbereich der Straßen-
brücke Lindenstraße, muss die Brücke über die Rossel er-
neuert werden. 
 
Im Ergebnis der allgemeinen Vorprüfung zur Feststellung 
der UVP-Pflicht gemäß § 5 UVPG in Verbindung mit § 7 
Abs. 1 UVPG hat das Landesverwaltungsamt festgestellt, 
dass das Vorhaben „WRRL – Ökologische Durchgängig-
keit Wehranlage Meinsdorf / Rossel“ nicht UVP-pflichtig ist, 
da es aufgrund einer überschlägigen Prüfung unter Be-
rücksichtigung der in der Anlage 3 UVPG aufgeführten Kri-
terien keine erheblich nachteiligen Umweltauswirkungen 
haben kann, die nach § 25 Abs. 2 UVPG bei der Zulas-
sungsentscheidung zu berücksichtigen wären. 
 
Aufgrund der Merkmale des Vorhabens und des Standor-
tes und der vorgesehenen Maßnahmen zur Vermeidung 
und Verminderung ergeben sich folgende wesentliche 
Feststellungen: 
 
Schutzgut Mensch einschließlich der menschlichen 
Gesundheit 
 
Während der Bauzeit muss werktags mit Beeinträchtigun-
gen (vor allem im Zuge der Abbrucharbeiten der vorhan-
denen Wehr- und Brückenanlage der Anwohner gerechnet 
werden. Durch eine bauzeitliche Umleitung über Mühlstedt 
und die durch die Nutzung der Lindenstraße durch Bau-
fahrzeuge sind zeitlich begrenzte geringe Beeinträchtigun-
gen des Verkehrs möglich. Aufgrund der zeitlichen Be-
schränkung der Bautätigkeit sowie unter der Maßgabe, 
dass die Bauarbeiten nach dem Stand der Technik 

durchgeführt (Einsatz geräuscharmer Baumaschinen, Ver-
meidung größerer Staubentwicklungen etc.) und die Vor-
gaben der AVV Baulärm eingehalten werden, ist jedoch 
bezüglich der baubedingten Wirkungen des Vorhabens mit 
keinen erheblich nachteiligen Auswirkungen auf das 
Schutzgut Mensch zu rechnen. Der Lärmimmissionsort 
Wehr wird ins Oberwasser und somit außerhalb der Wohn-
bebauung verschoben. 
 
Schutzgut Tiere, Pflanzen und biologische Vielfalt 
 
Als Flächen für die Baustelleneinrichtung werden vorzugs-
weise Bereiche auf dem Feuerwehrgelände sowie Scher-
rasenflächen genutzt. Zum Schutz des angrenzenden 
Baumbestandes können Schäden durch Einzelgehölz-
schutz während der Baumaßnahme vermieden werden. 
Zur Schaffung der Baufreiheit kommt es zur Fällung von 
33 Einzelgehölzen, davon 17 nicht kompensationspflichtig. 
Ersatzpflanzungen werden im Umfang von 30 Stück ge-
wässerbegleitend im Baubereich (im oberen Bereich der 
geplanten Fischaufstiegsanlage) und bauwerksfern an der 
Rossel im Ortsteil Thießen realisiert. Ein Umgehungsge-
rinne wird jederzeit aufrechterhalten, so dass es nur zu ei-
ner Teilsperrung des Gewässers kommt. 
 
Anlagebedingt werden vorrangig durch den Wehrersatz-
neubau und den Neubau einer Fischaufstiegsanlage 
(FAA) Bereiche der Rossel sowie angrenzender Uferstruk-
turen beansprucht. Kleinräumig findet auch eine Flächen-
beanspruchung von Scherrasen (Biotoptyp GSB, Wehrer-
satzneubau, ca. 60 m²) sowie eine Modellierung bzw. An-
passung der beidseitigen Uferböschungen auf ca. 100 m 
statt (Einbindung des Bauwerkes in die umgebende Land-
schaft, Unterhaltungsweg Fischaufstiegsanlage).  
 
Die Funktionskontrolle der Fischaufstiegsanlage wird 
durch Befischungen über einen längeren Zeitraum reali-
siert. Im Einlaufbereich (Oberwasser) der FAA steht ein 
ausreichender Platz zur Verfügung, um eine Zählreuse 
einordnen zu können. Entsprechende Vorabstimmungen 
wurden mit dem LHW, Sachbereich Ingenieurbiologie / 
Ökohydraulik durchgeführt. Details zur erforderlichen 
Reuse etc. werden im Zuge der Ausführungsplanung an-
gegeben. 
 
Im Ergebnis der FFH-Vorprüfung für das Natura 2000-Ge-
biet „Rossel, Buchholz und Streetzer Busch nördlich Roß-
lau (FFH0062) wurde festgestellt, dass für das Bachneun-
auge als maßgeblicher Bestandteil dieses FFH-Gebietes, 
eine Beeinträchtigung vorliegen könnte. Im schlammigen 
Rückstaubereich des Wehres wurden Querder im Jahr 
2018 erfasst. Die genaue Anzahl an Individuen ist unbe-
kannt. Deshalb sind vor bzw. während der Faulschlam-
mentnahme im Gewässer oberhalb der Wehranlage und 
nach Errichtung der Spundwandkästen die verbliebenen 
Fische und Rundmäuler durch fachkundiges Personal in 
Verbindung mit der ökologischen Baubegleitung zu bergen 
und umzusetzen (Maßnahme V 2). Durch die Bergung vor 
der Sedimententnahme während des Baugeschehens 
kann die Individuenzahl erfasst werden. Laut FFH-
Vorprüfung für das FFH-Gebiet wird daher nicht von einer 
Gefährdung des Erhaltungszustandes der Art ausgegan-
gen.   
 
Im Rahmen des artenschutzrechtlichen Fachbeitrags 
wurde festgestellt, dass mit Einhaltung der erforderlichen 
Vermeidungsmaßnahmen ein Eintreten von Verbotstatbe-
ständen nach § 44 Abs. 1 BNatSchG verhindert werden 
kann. 
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Schutzgüter Boden und Fläche 
 
Ein Eingriff in den Bodenwasserhaushalt ist nicht zu erwar-
ten, da die Baugruben für den Wehrsatzneubau und die 
Fischaufstiegsanlage als dichte, auftriebssichere Tröge 
ausgeführt werden. Flächen für die Baustelleneinrichtung 
sind nur in begrenztem Umfang im jeweiligen Baustellen-
bereich vorhanden. Es werden jedoch vorzugsweise Be-
reiche auf dem Feuerwehrgelände sowie Scherrasenflä-
chen genutzt. Abstimmungen mit dem Ortsbeirat Meins-
dorf sowie den Verantwortlichen der Feuerwehr werden 
dazu durchgeführt. Nach Abschluss der Bauarbeiten er-
folgt im Bereich der ehemaligen Baustelleneinrichtungsflä-
chen sowie auf Böschungen eine Rasenansaat. 
 
Durch den Wehrersatzneubau und den Neubau einer 
Fischaufstiegsanlage finden in den Uferbereichen auf ca. 
90 m Länge eine Böschungsanpassung statt. Durch das 
geplante Vorhaben kommt es zu einer Neuversiegelung 
von ca. 470 m2 Fläche, hier gehen die Bodenfunktionen 
vollständig verloren. Zusätzlich erfolgt eine Teilversiege-
lung im Umfang von 780 m2 Fläche. Auf Grund der bereits 
bestehenden Vorbelastung (versiegelte Flächen der Brü-
cke, Unterhaltung, fehlender Gewässerrandstreifen) sind 
die anlagenbedingten Auswirkungen auf das entspre-
chende Schutzgut als nicht erheblich nachteilig einzustu-
fen. Auch die Auswirkungen auf das Schutzgut Fläche sind 
in Anbetracht des geringen Umfangs des Flächenentzugs 
als nicht erheblich nachteilig zu werten. 
 
Schutzgut Wasser  
 
Durch das Vorhaben kann es punktuell zur Verdriftung von 
Schwebstoffen während der Bauphase kommen. Die Be-
einträchtigungen wirken temporär und kleinräumig. 
 
In Verbindung mit dem Wehrersatzneubau (1. Bauab-
schnitt, Teilsperrung auf ca. 20 m) und dem Bau der Fisch-
aufstiegsanlage (3. Bauabschnitt. Teilsperrung auf ca. 50 
m) wird eine bauzeitliche Teilsperrung der Rossel durch 
Einrichtung von Spundwänden für Baugruben und Anla-
gen durchgeführt. Die Wasserdurchleitung findet über den 
verbliebenen Gewässerquerschnitt statt. 
 
Durch die vollständige Umspundung der Baugruben für 
den Wehrersatzneubau und den Bau der Fischaufstiegs-
anlage wird eine mögliche temporäre Beeinträchtigung 
des Grundwasser-regimes deutlich minimiert. 
 
Schutzgüter Luft und Klima 
 
Grundlegende Veränderungen an klimawirksamen Struk-
turen werden nicht vorgenommen. Erhebliche Beeinträch-
tigungen der Schutzgüter Luft und Klima können aufgrund 
der Lage und der Beschaffenheit des Vorhabens ausge-
schlossen werden. 
 
Schutzgut Landschaft 
 
Es ist mit visuellen Veränderungen im Zuge der Bauarbei-
ten durch die Baustelleneinrichtungsflächen und dem all-
gemeinen Baustellenbetrieb zu rechnen. Diese sind je-
doch zeitlich begrenzt und nicht als nachhaltig anzusehen. 
Die Veränderung des Landschaftsbildes durch die Neuan-
lage einer Fischaufstiegsanlage und den damit verbunde-
nen Eingriff in das Gewässer und den uferbegleitenden 
Gehölzbestand, stellt jedoch eine dauerhafte visuelle Ver-
änderung dar. Da der Landschaftsraum jedoch bereits 
durch bestehende anthropogene Strukturen (Vorhandene 

Wehranlage, Brücke Lindenstraße etc.) stark verändert ist, 
ist mit keinen nachteiligen Auswirkungen auf das baulich 
vorbelastete Landschaftsbild zu rechnen. Eine Aufwertung 
der Landschaftsbild- und Erholungsfunktion wird durch Er-
satzpflanzungen auf dem Feuerwehrgelände sowie im 
Baubereich gewässerbegleitend an der Rossel realisiert. 
 
Schutzgut Kulturelles Erbe und sonstige Sachgüter 
 
Die vorhandene Wehranlage bzw. die Reste der Mühle 
sind Bestandteil eines Kulturdenkmals. Durch die Denk-
malschutzbehörde des Landes wird keine primäre Erhal-
tung gefordert. Die Zustimmung wird in Aussicht gestellt, 
wenn eine fachgerechte Dokumentation (Sekundärerhal-
tung) gewährleistet wird. Darüber hinaus können Bauwerk-
steile (z.B. der Turbine) erhalten und im Umfeld des Weh-
res aufgestellt werden. Hier soll vorzugsweise der Bereich 
des ehemaligen Standortes des Mühlengebäudes sowie 
der vorhandenen Wehranlage genutzt werden. Im Rah-
men der Ausführungsplanung sind dazu Abstimmungen 
mit dem Landesamt für Denkmalschutz, der Stadt Dessau-
Roßlau sowie dem Grundstückseigentümer zu führen. 
 
Insgesamt ist durch das geplante Vorhaben bezüglich der 
Schutzgüter (Mensch einschließlich der menschlichen Ge-
sundheit, Tiere, Pflanzen und biologische Vielfalt, Boden, 
Fläche, Wasser, Luft, Klima, Landschaft sowie kulturelles 
Erbe und sonstige Sachgüter) sowie hinsichtlich der Wech-
selwirkungen zwischen diesen, mit keinen erheblich nach-
teiligen Auswirkungen zu rechnen. 
 
Hinweise 
 
Diese Feststellung ist nicht selbständig anfechtbar. Die Un-
terlagen zur Vorprüfung nach dem UVPG für dieses ange-
zeigte Vorhaben können im Landesverwaltungsamt, Refe-
rat 404, Dienstgebäude Dessauer Straße 70, 06118 Halle 
(Saale), eingesehen werden. 
 

---------- 
 

Öffentliche Bekanntmachung des Referates  
Wasser über das Ergebnis der allgemeinen  

Vorprüfung gemäß §§ 5, 7 des Gesetzes über die  
Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) zur  

Feststellung der UVP-Pflicht im Rahmen des  
angezeigten Vorhabens WRRL Ökologische Durch-

gängigkeit Wehr Döllnitz  
(Umgehungsgerinne Weiße Elster) 

 
Der Landesbetrieb für Hochwasserschutz und Wasserwirt-
schaft Sachsen-Anhalt hat mit Datum vom 01.02.2023 die 
Plangenehmigung zur Wiederherstellung der ökologi-
schen Durchgängigkeit des Wehr Döllnitz / Umgehungsge-
rinne Weiße Elster für das Vorhaben WRRL ÖD Wehr Döll-
nitz beantragt. 
 
Bei diesem Vorhaben handelt es sich um einen Gewässer-
ausbau gemäß § 67 Abs. 2 Wasserhaushaltsgesetz 
(WHG), der einer Planfeststellung bedarf. Gemäß § 68 
Abs. 2 WHG kann für einen Gewässerausbau, für den 
nach dem Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung 
keine Verpflichtung zur Durchführung einer Umweltver-
träglichkeitsprüfung besteht, anstelle eines Planfeststel-
lungsbeschlusses eine Plangenehmigung erteilt werden. 
 
Das Vorhaben ist unter Ziffer 13.18.1 der Anlage 1 UVPG 
„sonstige der Art nach nicht von den Nummern 13.1 bis 
13.17 erfasste Ausbaumaßnahmen im Sinne des 
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Wasserhaushaltsgesetzes soweit die Ausbaumaßnahmen 
nicht von Nummer 13.18.2 erfasst sind“ einzuordnen. Es 
ist gemäß § 7 Abs. 1 UVPG eine allgemeine Vorprüfung 
zur Feststellung der UVP-Pflicht durchzuführen. 
 
Der Landesbetrieb für Hochwasserschutz und Wasserwirt-
schaft (LHW) plant für die Weiße Elster bei km 8+000,00 
die Herstellung der ökologischen Durchgängigkeit. Dazu 
wird das bestehende Sohlbauwerk südwestlich von Döll-
nitz zurückgebaut und anschließend durch einen durch-
wanderbaren Neubau ersetzt. Das Wehr Döllnitz besteht 
aus einem Überfallwehr mit einem rechtsseitigen Schütz 
und beeinträchtigt, aufgrund eines zu überwindenden Hö-
henunterschieds von 1,00 m, erheblich die lineare Durch-
lässigkeit für die Gewässerfauna. 
 
Geplante Maßnahmen am Wehr Döllnitz 
 
- Bau eines etwa 90 m langen Umgehungsgerinnes links-

seitig des Wehrs 
- Befestigung eines Treibgutabweisers am Einlauf des 

Umgehungsgerinnes und Errichtung eines dazugehöri-
gen Wartungsweges 

- Errichtung eines neuen Walls parallel zum Umgehungs-
gerinne und anschließender Rückbau des alten Walls 
zwischen Umgehungsgerinne und neuer Verwallung 

- Sanierung des vorhandenen Wehrs: 
o Ersetzung der Holzbalken 
o Erneuerung abgelöster Deckwerksteile des Wehrrü-

cken 
o Säuberung des Wehrrücken von Algenbewuchs 
o Optimierung und Sicherung des Wehrs durch große 

Wasserbausteine 
- Sicherung des Umgehungsgerinnes vor Umströmung 

und drückendem Wasser durch den Einbau einer 
Spundwand parallel zum Ufer der Weißen Elster. 
 

Beschreibung der relevanten Merkmale des Standor-
tes und der Ausgangslage 
 
Das Vorhaben befindet sich in Sachsen-Anhalt im Land-
kreis Saalekreis westlich von Döllnitz, einem Ortsteil der 
Gemeinde Schkopau. Es umfasst den Flussabschnitt km 
8+000,00 der Weißen Elster. Am östlichen Ufer schließen 
sich an den uferbegleitenden Gehölzsaum Offenlandflä-
chen sowie ein Privatgrundstück an. Westlich der Weißen 
Elster grenzen ein Auwald und Schutzgebietsflächen an, 
die teils als Pferdekoppel und/oder extensiv bewirtschaftet 
werden. 
 
Im Umfeld des Vorhabengebietes befinden sich folgende 
für Natur und Landschaft bedeutende Bereiche: 
 

Name/ Kategorie Lage zum Vorha-
ben/ Anmerkungen 

EU-Vogelschutzgebiet „Saale-
Elster-Aue südlich Halle“ 

Innerhalb  

FFH-Gebiet Saale-, Elster-, 
Luppe-Aue zwischen Merse-
burg und Halle 

Innerhalb 

Geschützter Park „Döllnitz-
Gutspark“ 

Ca. 300 m nördlich 

Landschaftsschutzgebiet 
„Saale“ 

Innerhalb 

Naturschutzgebiet „Saale-Els-
ter-Aue bei Halle“ 

Innerhalb 

Flächennaturdenkmal „NW-
Ecke Döllnitzer Holz“ 

Ca. 500 m südlich 

Flächennaturdenkmal „Elster-
aue bei Döllnitz“ 

Ca. 800 m nördlich 

Wasserschutzgebiet „Halle-
Beesen“ 

Angrenzend 

Überschwemmungsgebiet 
Saale (§ 76 WHG) 

Innerhalb 

Baumgruppe aus überwiegend 
heimischen Arten (HEC) 

Im Untersuchungs-
raum laut LBP 

Gebüsch frischer Standorte 
(HYA) 

Im Untersuchungs-
raum laut LBP 

Alte Streuobstwiese (HSB) Im Untersuchungs-
raum laut LBP 

Naturnaher Fluss ohne Arten 
des FFH-Fließgewässers-LRT 

Im Untersuchungs-
raum laut LBP 

Natürliche eutrophe Seen mit 
einer Vegetation des Magnopo-
tamions oder Hydrocharitions 
(LRT 3150), (SEF) 

Im Untersuchungs-
raum laut LBP 

Landröhricht (NL) Im Untersuchungs-
raum laut LBP 

Flutrasen (GFE) Im Untersuchungs-
raum laut LBP 

Feuchtwiesenbrache (GFX) Im Untersuchungs-
raum laut LBP 

Magere Flachland-Mähwiese 
(LRT 6510) 

Im Untersuchungs-
raum laut LBP 

Sonstige feuchte Hochstauden-
flur, Dominanzbestände heimi-
scher nitrophiler Arten 

Im Untersuchungs-
raum laut LBP 

 
Im Umfeld des Vorhabengebietes wurden zudem zahlrei-
che artenschutzrechtlich bedeutsame Arten nachgewie-
sen (z.B. Biber, Fischotter, Fledermausarten, Zau-
neidechse, Eremit, Bitterling).  
Im Vorhabenbereich befinden sich ferner ein Steindenk-
mal, eine neuzeitliche Wassermühle, alt-/mittelsteinzeitli-
che und jungsteinzeitliche Fundstellen, ur- und frühge-
schichtliche sowie mittelalterliche Siedlungen sowie eisen-
zeitliche Brandbestattungen und ur- und frühgeschichtliche 
Körperbestattungen. Im Umfeld des Vorhabenbereiches 
befinden sich zudem Baudenkmale (Rittergut Döllnitz, 
Villa, Kirche, Wohnhaus, Mühlengebäude) und Denkmal-
bereiche (Wohnhäuser, Straßenzeile, Siedlung). 
Die nächstgelegene Bebauung befindet sich ca. 20 m öst-
lich des Vorhabengebietes im Ortsteil Döllnitz. 
 
Für das Vorhaben sind folgende Vermeidungs- und Min-
derungsmaßnahmen sowie Schutzmaßnahmen vorgese-
hen.  
 
- Herstellung der ökologischen Durchgängigkeit durch 

Neubau eines Umgehungsgerinnes – Förderung von 
Fischfauna und Benthos 

- Vermeidungsmaßnahmen für Tiere (Ausstiegshilfen), 
vorsorgenden Bodenschutz, sachgerechte Lagerung 
von Stoffen und Vermeidung weiterer Flächenbeanspru-
chungen (keine Beanspruchung von Lebensraumtypen 
nach der Fauna-Flora-Habitat-Richtlinie) 

- Schutzmaßnahmen (z. B. Errichtung Schutzeinrichtung 
Bäume/Wurzelbereich, Ausweisung Bautabuzonen, 
Auslegung Baggermatratzen auf Zuwegungen) 

- Artenschutzrechtliche Vermeidungsmaßnahmen für Bi-
ber / Fischotter, Zauneidechsen, Fledermäuse, Eremit, 
Amphibien, Fische sowie Gebüsch- und Offenlandbrüter  
 

Gemäß § 5 Abs. 2 UVPG wird hiermit bekanntgegeben, 
dass im Ergebnis der allgemeinen Vorprüfung zur Feststel-
lung der UVP-Pflicht gemäß § 7 UVPG festgestellt wurde, 
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dass das Vorhaben WRRL ÖD Wehr Döllnitz / Umge-
hungsgerinne Weiße Elster nicht UVP-pflichtig ist, da es 
aufgrund einer überschlägigen Prüfung unter Berücksich-
tigung der in Anlage 3 UVPG aufgeführten Kriterien keine 
eheblichen nachteiligen Umweltauswirkungen auf die Um-
weltschutzgüter haben kann, die nach § 25 Abs. 2 UVPG 
bei der Zulassungsentscheidung zu berücksichtigen wä-
ren. 
 
Die wesentlichen Gründe für diese Entscheidung werden 
wie folgt bekannt gegeben:  
 
Schutzgut Mensch einschließlich der menschlichen Ge-
sundheit 
 
Während der Bauausführung muss mit Beeinträchtigun-
gen der Anwohner gerechnet werden. Aufgrund der zeitli-
chen Beschränkung der Bautätigkeit sowie unter der Maß-
gabe, dass die Bauarbeiten nach dem Stand der Technik 
durchgeführt (Einsatz geräuscharmer Baumaschinen, Ver-
meidung größerer Staubentwicklungen etc.) werden, ist je-
doch bezüglich der baubedingten Wirkungen des Vorha-
bens mit keinen erheblich nachteiligen Auswirkungen auf 
das Schutzgut Menschen zu rechnen. Es wird einge-
schätzt, dass nachteilige Auswirkungen auf das Schutzgut 
Menschen, insbesondere die menschliche Gesundheit, 
nicht zu erwarten sind. 
 
Schutzgut Tiere, Pflanzen und biologische Vielfalt 
 
Das Vorhaben soll innerhalb sensibler Gebiete (z.B. FFH-
Gebiet, EU-Vogelschutzgebiet, Naturschutzgebiet) reali-
siert werden. Die aus dem Vorhaben resultierende Ein-
griffssituation wird im Wesentlichen durch die Bauausfüh-
rung geprägt. Offenlandstrukturen wie z.B. Hochstauden-
fluren werden nur temporär (überwiegend als Zuwegung 
und Lagerung des Erdaushubes) beansprucht. Sie können 
sich nach Bauende wieder kurz- bis mittelfristig wieder 
etablieren. Im Rahmen des Vorhabens sind Gehölzent-
nahmen im Uferbereich erforderlich (30 heimische Ge-
hölze, 1 nicht-heimisches Gehölz). Weiterhin kommt es zur 
Beeinträchtigung von gesetzlich geschützten Biotopen 
(LRT 6510) im Umfang von 271 m2. Anlagenbedingt erfolgt 
ein dauerhafter Verlust von Offenland im Bereich des Um-
gehungsgerinnes, durch das Einbringen von Wasserbau-
steinen im Umfang von 900 m2 (Teilversiegelung). Diese 
Flächen können im Anschluss nur bedingt von Arten des 
Offenlandes genutzt werden, dienen jedoch als neuer Teil-
lebensraum für Fische sowie ufer- und gewässernutzende 
Arten. Betriebsbedingte Beeinträchtigungen sind nicht zu 
erwarten. Eine Flachland-Mähwiese (LRT 6510) soll im 
Umfang von ca. 275 m2 im Eingriffsraum wiederhergestellt 
werden. Ebenso erfolgt eine Aufforstung und Entwicklung 
des LRT 91E0 im Umfang von ca. 2.700 m2 im Eingriffs-
raum. Die Habitatfunktion im räumlichen Kontext sowie 
leit- und Biotopverbundstrukturen bleiben erhalten. 
 
Im Rahmen des artenschutzrechtlichen Fachbeitrags 
wurde festgestellt, dass sich die Zugriffsverbote nach § 44 
BNatSchG durch geeignete Vermeidungs- und Siche-
rungsmaßnahmen (z.B. Absammeln von Großmuscheln) 
ausschließen lassen. Nach Durchführung der Maßnah-
men kann ausgeschlossen werden, dass die betroffenen 
Arten eine erhebliche Verschlechterung des Erhaltungszu-
standes erfahren. Eine erhebliche Verschlechterung der 
lokalen Population erfolgt nicht. 
 
 
 

Schutzgüter Boden und Fläche 
 
Infolge bauzeitlicher Nutzung von Offenland und Gehölzen 
als Zuwegung / Befahrung und zur Lagerung von u.a. 
Erdaushub, sind v.a. Bodenverdichtungen einhergehend 
mit Beeinträchtigungen der Bodenfunktionen nicht ausge-
schlossen. Bei den Böden handelt es sich um grundwas-
serbeeinflussten Auenlehm und -ton, welche eine hohe 
Empfindlichkeit gegenüber Verdichtung aufweisen. Nach 
Beendigung der Bautätigkeiten wird auf den beanspruch-
ten Flächen eine (Tiefen-) Lockerung zur Wiederherstel-
lung des Bodengefüges erfolgen. Diese Flächen bleiben 
unversiegelt. 
 
Anlagenbedingt erfolgt ein dauerhafter Verlust von Offen-
land im Bereich des Umgehungsgerinnes, durch das Ein-
bringen von Wasserbausteinen im Umfang von 900 m2 
(Teilversiegelung). Am Mühlgrabenschütz erfolgt eine Voll-
versiegelung von 2 m2. Natürliche Bodenfunktionen, die in-
folge der dauerhaften Inanspruchnahme von Gehölzen 
durch das Freihalten der Verwallung verloren gehen, wer-
den durch die Etablierung von extensiven Grünland in ähn-
licher Weise wiederhergestellt. Das durch den Rückbau 
der alten Verwallung geborgene Material wird wiederver-
wendet. 
 
Schutzgut Wasser  
 
Angesichts der Beschränkung der räumlichen Ausdeh-
nung des Baufeldes am Rande des Wasserschutzgebie-
tes „Halle-Beesen“ und u.a. einem geeigneten Schadstoff-
/ Abfall- und Entsorgungsmanagement zur Vermeidung 
von Schadstoffeinträgen und Abfällen (vor allem  vorsor-
gender Bodenschutz und sachgemäßer Umgang und ent-
sprechende Lagerung von im Rahmen der Baumaßnahme 
zu verwendenden Schadstoffe oder Chemikalien und  Si-
cherheitsvorkehrungen an Baumaschinen und -geräten) 
und unter der Maßgabe, dass die Bauarbeiten nach dem 
Stand der Technik durchgeführt werden, ist gegenüber 
dem Bestand keine Verschlechterung des Grund- und 
Oberflächenwassers zu erwarten. 
 
Baubedingt werden voraussichtlich zeitweilige Grundwas-
serabsenkungen zum Zweck der Baustellenfreihaltung 
ausgeführt. Diese sind auf die Dauer der Bauzeit be-
schränkt. Nach Bauende stellen sich die Grundwasserpe-
gel wieder ein. Bleibende Grundwasseränderungen sind 
nicht zu erwarten. 
 
Im Zuge der offenen Wasserhaltung im Baubereiche muss 
das Wasser, unterhalb des Baubereichs in die Weiße Els-
ter, abgeleitet werden. Durch den Einbau einer Spund-
wand, rechtsseitig parallel zur Weißen Elster, soll die 
dadurch entstehende Grundwasserabsenkung verringert 
werden. Nach Abschluss der Baumaßnahmen werden alle 
Absperrungen sowie die Behelfsüberfahrt über die Weiße 
Elster zurückgebaut.  
 
Aufgrund des Einbringens von Wasserbausteinen können 
marginale und lokal beschränkte Änderungen der Grund-
wasserneubildungsrate auftreten. Eine Verklemmung der 
Wasserbausteine mittels Betons erfolgt nicht.  
 
Schutzgüter Luft und Klima 
 
Die baubedingte Beanspruchung (Zuwegung, Lagerung) 
von Grünlandflächen mit Bedeutung als Kaltluftentste-
hungsgebiete, einhergehend mit temporären Bodenver-
dichtungen, die zur Verringerung der Verdunstungsrate 
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und folglich zur Abnahme des latenten Wärmestroms und 
damit zu einer erhöhten Wärmespeicherung führen, wird 
aufgrund der Kleinflächigkeit als geringfügig betrachtet. 
Nach Ende der Bauausführung werden die bauzeitlich be-
anspruchten Flächen wieder hergestellt und Verdichtun-
gen mittels (Tiefen-) Lockerung gelöst, sodass sich be-
standsgleiche Strukturen / Nutzungen wieder entwickeln.  
 
Anlagenbedingt gehen keine Kaltluftentstehungsgebiete 
verloren. Durch das Umgehungsgerinne und die Verwal-
lung gehen kleinflächig Offenlandbiotope sowie Gehölze 
verloren (siehe Schutzgut Pflanzen, Tiere und biologische 
Vielfalt). Hierdurch sind in Verbindung mit der geplanten 
Versiegelung nachteilige Wirkungen auf das Kleinklima 
gegeben (z. B. verminderte Frischluftentstehung). Da zu 
erwarten ist, dass die Funktionen als klimatische Aus-
gleichsräume von benachbarten Gehölzen übernommen 
werden und durch Aufforstung und Entwicklung des LRT 
91E0 im Umfang von ca. 2.700 m2 im Eingriffsraum, wer-
den diese jedoch räumlich nur sehr begrenzt wirksam. 
 
Schutzgut Landschaft 
 
Die temporären Auswirkungen auf das Landschaftsbild 
werden als nicht erheblich für das Landschaftsbild einge-
schätzt. 
 
Der dauerhafte Verlust von Gehölzbeständen in den Mün-
dungsbereichen des Umgehungsgerinnes, im Bereich der 
Verwallung und rechtsseitig der Stützmauer des Mühlgra-
benschützes, wird aufgrund der Kleinflächigkeit als nicht 
erheblich angesehen. Aufgrund des Reliefs, der ufernahen 
Bebauung sowie den gewässerbegleitenden Gehölzen 
sind das Elsterwehr und das Umgehungsgerinne weithin 
nur im Nahbereich einsehbar. Eine Erhöhung der visuellen 
Beeinträchtigung oder weitere erhebliche landschaftsbild-
beeinträchtigende Auswirkungen sind nicht zu prognosti-
zieren. 
 
Schutzgut Kulturelles Erbe und sonstige Sachgüter 
 
Im Vorhabengebiet bestehen begründete Anhaltspunkte 
auf Vorkommen archäologischer Fundstätten. Bei Eingriff 
in den Boden können bislang unbekannte Bodendenkmale 
entdeckt werden.  
 
Insgesamt ist durch das geplante Vorhaben bezüglich der 
Schutzgüter (Menschen, insbesondere die menschliche 
Gesundheit, Tiere, Pflanzen und biologische Vielfalt, Bo-
den, Fläche, Wasser, Luft, Klima, Landschaft sowie kultu-
relles Erbe und sonstige Sachgüter) sowie hinsichtlich der 
Wechselwirkungen zwischen diesen, mit keinen erheblich 
nachteiligen Auswirkungen zu rechnen. 
 
Hinweise: 
Diese Feststellung ist gemäß § 5 Abs. 3 UVPG nicht selb-
ständig anfechtbar.  
Die Unterlagen zur Vorprüfung nach UVPG für dieses an-
gezeigte Vorhaben können im Landesverwaltungsamt 
Halle, Referat 404, Dienstgebäude Dessauer Straße 70, 
Raum 201A, 06118 Halle (Saale), eingesehen werden. 
 
Das Ergebnis der Vorprüfung ist auch im Portal www.UVP-
Verbund.de bekanntgegeben und einsehbar. 
 

---------- 
 
 
 

Allgemeinverfügung 
 des Referates Agrarwirtschaft, ländliche Räume,  

Fischerei, Forst und Jagdhoheit des  
Landesverwaltungsamtes Sachsen-Anhalt gemäß  

§ 3 Abs. 3 Nr. 1 der Verordnung zur Durchführung der 
GAP-Direktzahlungen (GAPDZV) für die Erhaltung  

einer landwirtschaftlichen Fläche im Sinne des  
§ 3 Abs. 1 Nr. 3 GAPDZV 

 
Vom 16.07.2024 

 
I. 

Die Erhaltung einer landwirtschaftlichen Fläche in Sach-
sen-Anhalt im Sinne des § 3 Abs. 1 Nr. 3 GAPDZV liegt 
abweichend von den Regelungen des § 3 Abs. 2 GAPDZV 
vor, wenn 
1. für die betreffende Fläche eine Vereinbarung mit dem 

Landesjagdverband Sachsen-Anhalt e.V. über nieder-
wildfreundliche Einsaaten getroffen wurde, oder 

2. für Schonflächen, die Bestandteil von Agrarumwelt- 
und Klimamaßnahmen (AUKM) im Bereich MSUL - 
Extensivierung von Dauergrünlandflächen der Förder-
maßnahmen 
- MS11 - Extensive Grünlandbewirtschaftung mit An-

lage einer zweijährigen Schonfläche oder 
- MS14 - Beweidung durch Schafe, Ziegen oder 

Schafe und Ziegen und Anlage einer zweijäh-
rigen Schonfläche sind 

und die verpflichtenden landwirtschaftlichen Tätigkeiten 
nach § 3 Abs. 2 GAPDZV in einem Jahr nicht ausgeführt 
werden.  In diesen Fällen wird die Durchführung einer in 
Abs. 2 Nr. 1 bis 3 genannten Tätigkeiten nach § 3 Abs. 3 
Nr. 1 GAPDZV als Ausnahme nur in jedem zweiten Jahr 
genehmigt. 
 

II. 
Die Regelungen der Allgemeinverfügung gelten vorbehalt-
lich einer Änderung der GAPDZV bis zum Ende der lau-
fenden EU-Förderperiode. Sie können jederzeit ganz oder 
teilweise widerrufen oder mit Nebenbestimmungen verse-
hen werden. 

 
III. 

Die Allgemeinverfügung gilt am Tag nach der öffentlichen 
Bekanntmachung im Amtsblatt des Landesverwaltungs-
amtes Sachsen-Anhalt als bekannt gegeben und wird da-
mit wirksam. Die öffentliche Bekanntgabe erfolgt zusätzlich 
auf dem ELAISA Portal des Landes Sachsen-Anhalt unter: 
https://www.inet17.sachsen-anhalt.de/webCli-
ent_ST_P/public?disposition=inline&resource=infoinet.ht
m 
 

IV. 
Begründung 

Landwirtschaftliche Flächen, die während des gesamten 
Jahres nicht für eine landwirtschaftliche Tätigkeit genutzt 
werden, sind in einem Zustand zu erhalten, der sie ohne 
über die Anwendung von in der Landwirtschaft üblichen 
Methoden und Maschinen hinausgehende Vorbereitungs-
maßnahmen für die Beweidung oder den Anbau geeignet 
macht.  
Dies erfordert nach § 3 Abs. 2 GAPDZV, dass vor dem 16. 
November des jeweiligen Jahres 
 

1. der Aufwuchs gemäht und das Mähgut abgefahren 
wird, 

2. der Aufwuchs zerkleinert und ganzflächig verteilt 
wird oder 

http://www.uvp-verbund.de/
http://www.uvp-verbund.de/
https://www.inet17.sachsen-anhalt.de/webClient_ST_P/public?disposition=inline&resource=infoinet.htm
https://www.inet17.sachsen-anhalt.de/webClient_ST_P/public?disposition=inline&resource=infoinet.htm
https://www.inet17.sachsen-anhalt.de/webClient_ST_P/public?disposition=inline&resource=infoinet.htm
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3. eine Aussaat zum Zwecke der Begrünung durch-
geführt wird. 

 
Gemäß § 3 Abs. 3 Nr. 1 der GAPDZV gilt, dass die nach 
Landesrecht zuständige Behörde - soweit dies aus natur-, 
umwelt- oder klimaschutzfachlichen Gründen gerechtfer-
tigt ist – u.a. durch Allgemeinverfügung als Ausnahme von 
Abs. 2 die Durchführung einer der in Abs. 2 Nrn. 1 bis 3 
genannten Tätigkeiten oder der in Abs. 2 S. 2 genannten 
Tätigkeit an den Dauerkulturpflanzen auch in jedem zwei-
ten Jahr genehmigen kann.    
 
Die Voraussetzungen für eine Ausnahme von der Pflicht 
zur jährlichen Tätigkeit nach § 3 Abs. 2 GAPDZV liegen 
vor, da die geforderten natur-, umwelt- oder klimaschutz-
fachlichen Gründe anhand der Mehrjährigkeit der Verträge 
bzw. Agrarumwelt- und Klimamaßnahmen, welche von 
dieser Genehmigung umfasst sind, sowie deren Beitrag 
zum Erhalt der Biodiversität für die Agrarlandschaft des 
Landes Sachsen-Anhalt gegeben sind. 
Blühmischungen werden zumeist erst im zweiten Anbau-
jahr als Bruthabitat spezifischer Tierarten, u.a. Rebhüh-
nern, angenommen, sodass ein mehrjähriger Anbau er-
strebenswert ist, um mit der Schaffung von Äsung und De-
ckung einen wichtigen Beitrag zum Erhalt von Niederwild-
arten wie Feldhase, Fasan und Rebhuhn in unserer Agrar-
landschaft zu leisten. 
 
gez. Henning 
Referatsleiter 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Herausgegeben vom Landesverwaltungsamt  
Erscheint zum 15. des Monats 

Bezugspreis: 38,64 € jährlich, Einzelpreis: 3,22 €, zuzüglich Versandkosten
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Anlage 

zum Amtsblatt Nr. 7/2024 

16. Juli 2024 

 
 
 
1. Vereinbarung über die Benutzungsentgelte für die 

Leistungen der Luftrettung am Standort Landeshauptstadt 
Magdeburg  

 
2. Vereinbarung über die Benutzungsentgelte für die 

Leistungen der Luftrettung am Standort Stadt 
Landsberg/OT Oppin  

 
3. Genehmigung des Antrags auf Auflösung des 

Zweckverbandes „Nordharzer Städtebundtheater“ 
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Genehmigung des Antrags auf Auflösung des Zweckverbandes

„Nordharzer Städtebundtheater“

Mit Bericht vom 15.05.2024, eingegangen am 21.05.2024, beantragt der 

Zweckverband „Nordharzer Städtebundtheater“, unter Vorlage des den in der 

Verbandsversammlung vom 29.11.2023 gefassten Beschlusses, die Geneh­
Tel.: (0345) 514-1410

Fax: (0345) 514-1414

migung zur Auflösung des ZV zum 31.12.2024.

Zu diesem Antrag ergeht folgende

Entscheidung

1. Die von der Verbandsversammlung am 29.11.2023 beschlossene Auf­

lösung des Zweckverbandes „Nordharzer Städtebundtheater“ zum

Hauptsitz:

Ernst-Kamieth-Straße 2 

06112 Halle (Saale)

31.12.2024 wird genehmigt. Tel.: (0345) 514-0 

Fax: (0345) 514-1444 

Poststelle®

2. Für diese Entscheidung werden keine Kosten erhoben. lvwa.sachsen-anhalt.de

Internet:

www.landesverwaltungsamt.
Begründung: sachsen-anhalt.de

I.
E-Mail-Adresse nur für

Die Verbandsversammlung des Zweckverbandes „Nordharzer Städtebundthe­

ater“ hat in ihrer Sitzung am 29.11.2023 die Auflösung des Zweckverbandes

formlose Mitteilungen 

ohne elektronische Signatur

beschlossen. Landeshauptkasse Sachsen-Anhalt
Deutsche Bundesbank

Sachsen-Anhalt BIC MARKDEF1810

#moderndenken
IBAN
DE21 8100 0000 0081 0015 00

anhalt.de
anhalt.de
http://www.landesverwaltungsamt
anhalt.de


Mit Bericht vom 15.05.2024 wurde die Genehmigung des Beschlusses zur Auflösung des Zweck­

verbandes beim Landesverwaltungsamt beantragt.

II.

Gemäß § 17 Abs. 1 Nr. 2 des Gesetzes über kommunale Gemeinschaftsarbeit des Landes Sach­

sen-Anhalt (GKG-LSA)1 ist das Landesverwaltungsamt zuständige Kommunalaufsichtsbehörde 

über den Zweckverband „Nordharzer Städtebundtheater“.

Die Genehmigung zur Auflösung des Zweckverbandes „Nordharzer Städtebundtheater“ wird erteilt.

Gemäß § 14 Abs. 1 und 2 GKG-LSA bedürfen Beschlüsse, welche den Bestand des Zweckverban­

des betreffen, der Genehmigung durch die Kommunalaufsichtsbehörde. Die Kommunalaufsichts­

behörde hat dabei lediglich zu prüfen, ob die gesetzlichen sowie die satzungsmäßig festgelegten 

Tatbestandsvoraussetzungen gegeben sind. Gemäß § 14 Abs. 1 GKG-LSA beschließt die Ver­

bandsversammlung in eigener Zuständigkeit über die Auflösung des Zweckverbandes.

Der Verband ist aufzulösen, wenn die Verbandsversammlung mit einer qualifizierten Mehrheit von 

zwei Dritteln der satzungsmäßigen Stimmen der Verbandsversammlung und der Mehrheit der Ver­

bandsmitglieder die Auflösung des Verbandes beschließt. Das entsprechende Quorum nach § 14 

Abs. 1 2. HS GKG-LSA wurde erreicht.

Entsprechend der Regelung des § 14 Abs. 3 GKG-LSA kann die Kommunalaufsichtsbehörde die 

Genehmigung zur Auflösung eines Zweckverbandes mit der Maßgabe erteilen, dass die Auflösung 

erst nach Ablauf eines in der Genehmigung bestimmten Zeitraumes wirksam wird, wenn dies zur 

Anpassung des Zweckverbandes oder der Verbandsmitglieder an die Änderungen aus Gründen 

des öffentlichen Wohls erforderlich ist. Die Erteilung der Genehmigung unter der Maßgabe, die Auf­

lösung nach Ablauf des in der Genehmigung bestimmten Zeitraumes wirksam werden zu lassen, 

ist erforderlich, da sich der Zweckverband mit der Antragstellung und der Beschlussfassung 

(273/133/2023) einen Zeitraum vorbehält, um eine Aufgabenübertragung im Einklang mit den ge­

setzlichen Vorschriften auf den Rechtsnachfolger gewährleisten zu können. Die Aufgaben, die bis­

lang der Zweckverband „Nordharzer Städtebundtheater“ wahrgenommen hat, werden auf die neu­

gegründete „Nordharzer Städtebundtheater GmbH“ zum 01.01.2025 übertragen. Damit verliert der 

Zweckverband ab dem 01.01.2025 seine öffentliche Aufgabenstellung.

1 Gesetz über kommunale Gemeinschaftsarbeit (GKG-LSA) in der Fassung der Bekanntmachung vom 26. Februar 1998 (GVBI. LSA 
1998, 81), letzte berücksichtigte Änderung: durch Gesetz vom 14. Juli 2020 (GVBI. LSA S. 384) in der derzeit gültigen Fassung.
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Die Genehmigung des Antrags auf Auflösung des Zweckverbandes „Nordharzer Städtebundthea­

ter“ ist zu erteilen, da die Voraussetzungen des § 14 GKG-LSA erfüllt sind und die öffentliche Auf­

gabenstellung des Zweckverbandes entfällt.

Die Kostenentscheidung beruht auf § 2 Abs. 2 Verwaltungskostengesetz des Landes Sachsen-An­

halt (VwKostG LSA)2.

Rechtsbehelfsbelehrung:

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe Widerspruch beim Lan­

desverwaltungsamt schriftlich oder zur Niederschrift erhoben werden.

Hinweise:

1.

Die Bekanntmachung der Auflösung des Zweckverbandes „Nordharzer Städtebundtheater“ erfolgt 

gemäß §§ 14 Abs. 2, 8 Abs. 5 GKG-LSA durch die Kommunalaufsichtsbehörde im Amtsblatt des 

Landesverwaltungsamtes vom 16.07.2024. Auf diese Bekanntmachung ist durch die Zweckver­

bandsmitglieder gemäß § 8 Abs. 5 GKG-LSA in der in ihrer Satzung vorgesehenen Form hinzuwei­

sen.

2.

Der Zweckverband „Nordharzer Städtebundtheater“ gilt nach der öffentlichen Bekanntmachung im 

Amtsblatt des Landesverwaltungsamtes zum 31.12.2024 als aufgelöst.

3.

Gemäß § 14 Abs. 4 GKG-LSA gilt der Zweckverband „Nordharzer Städtebundtheater“ nach seiner 

Auflösung als fortbestehend, solange und soweit der Zweck der Abwicklung dies erfordern.

4.

Entsprechend den vorliegenden Unterlagen ist geplant, das gesamte Vermögen des Zweckverban­

des (Guthaben und Verbindlichkeiten bzw. Forderungen) mit der Auflösung des Zweckverbandes 

auf die Nordharzer Städtebundtheater GmbH zu übertragen. Ebenso wird das Personal zur Weiter­

führung des Theaterbetriebes mit der Auflösung des Zweckverbandes in der Nordharzer Städte­

bundtheater GmbH weiterbeschäftigt. Entsprechende Entwürfe zur Vermögensübertragung sowie 

zum Personalübergang liegen der Kommunalaufsichtsbehörde derzeit noch nicht vor.

2 Verwaltungskostengesetz des Landes Sachsen-Anhalt (VwKostG LSA) in der Fassung der Bekanntmachung vom 27. Juni 1991 zuletzt 
geändert, § 3a neu eingefügt durch Gesetz vom 15.12.2022 (GVBI. LSA S. 384).
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Die entsprechende Auseinandersetzungsvereinbarung zur Auflösung des Zweckverbandes „Nord­

harzer Städtebundtheater'' ist noch vorzulegen. Dies sollte gemäß § 18 Abs. 3 S. 2 Verbandssat­

zung spätestens bis zu 6 Monate nach Erteilung der Genehmigung erfolgen.

/
Im Auftrag
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